
Rechtspflegeerlasses erwähnt, wonach unter Einbezie­
hung der Werktätigen die Ursachen und Bedingungen 
einer Straftat zu erforschen und mit Hilfe des gesamten 
Kollektivs zu beseitigen sind. Auch der Wunsch des 
Werkleiters, die Verhandlung im Betrieb durchzufüh­
ren, wurde mitgeteilt.
Nach den vom Werkleiter eingeleiteten Maßnahmen 
gab es im Betrieb Werktätige, die als Schuldigen für 
diese richtigen und notwendigen Maßnahmen den Ar­
beiter Sch. verantwortlich machen wollten. Er wurde 
als Denunziant bezeichnet, weil er gegenüber den 
Sicherheitsorganen erklärt hatte, „daß im Betrieb noch 
mehr stehlen“. Diese Tatsachen wurden dem Staats­
anwalt nach der Anklage bekannt und deshalb in der 
Beschwerde mit angeführt.
Der Beschwerde wurde vom Kreisgericht nicht abgehol­
fen. Der Richter machte sich auch nicht die Mühe, im 
Betrieb selbst die Probleme kennenzulernen.
Durch Beschluß vom 18. Juli 1963 wurde vom Bezirks­
gericht die Beschwerde als unbegründet zurückgewie­
sen. Der Senat des Bezirksgerichts setzte sich in seiner 
Begründung nur damit auseinander, ob die Übergabe 
der geringfügigen Strafsache der Gesetzlichkeit ent­
sprach. Er führte aus, daß gern. § 174 a StPO gering­
fügige, in der Regel erstmalig begangene Straftaten der 
Konfliktkommission zu übergeben seien. Die Tatsache, 
daß der Beschuldigte sich bereits 1961 vor der Konflikt­
kommission seines Betriebes wegen Diebstahls verant­
worten mußte, schließe eine erneute Verhandlung vor 
der Konfliktkommission nicht aus. Der Täter habe in 
der verflossenen Zeit eine positive Entwicklung genom­
men. Das Wesen und die Aufgabe der Konfliktkommis­
sionen werde von der Staatsanwaltschaft verkannt. 
Zweckmäßigkeitserwägungen müßten hierbei ausschei- 
den. Es könne auch nach einer Konfliktkommissions­
beratung ein entsprechendes Forum organisiert wer­
den. Der Vorwurf, das Kreisgericht habe formal und 
dogmatisch entschieden, treffe nicht zu.
Am 23. Juli 1963 wurde im Kreisgericht die Verhand­
lung gegen Sch. durchgeführt. Vom Betrieb nahmen 
der Meister, der Vorsitzende der Konfliktkommission 
und zwei weitere Werktätige an der Verhandlung teil. 
Der Staatsanwalt beantragte drei Monate Gefängnis, 
das Urteil lautete drei Monate Gefängnis bedingt.
In der Verhandlung brachte der Vorsitzende der Kon­
fliktkommission zum Ausdruck: „Wir dachten, daß die 
Strafsache gegen Sch. mit dem Beschuldigten B. zu­
sammen jm Betrieb verhandelt würde. Der Betrieb 
ist auch der Meinung, daß eine unbedingte Strafe für 
den Angeklagten Sch. ausgesprochen wird, weil die 
erneute Tat in der Bewährungszeit geschah und kurz 
nach der anderen strafbaren Handlung, nämlich dem 
Sittlichkeitsverbrechen.“ Auch andere Werktätige er­
klärten nach der Verhandlung, daß es richtiger ge­
wesen wäre, die Verhandlung im Betrieb durchzufüh­
ren. Diese Äußerungen beweisen, daß mit der Ableh­
nung der Verhandlung im Betrieb das Kreisgericht eine 
entscheidende Möglichkeit außer acht ließ, alle Werk­
tätigen dieses Betriebes zum Kampf gegen Rechts­
verletzungen zu mobilisieren.
Auch das Bezirksgericht ist seiner Verantwortung bei 
der Leitung der Rechtsprechung der Kreisgerichte nicht 
gerecht geworden. Die Zurückweisung der Beschwerde 
durch den Senat hat nicht dazu beigetragen, das 
Kreisgericht anzuleiten, entsprechend den Grundsätzen 
des Rechtspflegeerlasses eine hohe gesellschaftliche 
Wirksamkeit seiner Rechtsprechung anzustreben.
Aus der Beschwerde war klar zu erkennen, daß sich 
im Betrieb Personen am Volkseigentum bereichern und 
daß der Schutz des sozialistischen Eigentums ungenü­
gend organisiert ist.
Obwohl in der Beschwerde erneut begründet wurde.

weshalb die Verhandlung nach Arbeitsschluß im Betrieb 
durchgeführt werden sollte, wurde das Kreisgericht nicht 
auf die Wirksamkeit solcher Verhandlungen vor erwei­
terter Öffentlichkeit hingewiesen. In der Zurückweisung 
der Beschwerde heißt es dagegen: „Sämtliche von der 
Staatsanwaltschaft zur Begründung der Notwendigkeit 
einer Gerichtsverhandlung angeführten Aufgaben kön­
nen auch und vor allem im vorliegenden Fall von der 
Konfliktkommission gelöst werden.“
Der Senat hat unberücksichtigt gelassen, daß mit der 
Trennung der Strafsachen gegen Sch. und B. durch das 
Kreisgericht der Kampf gegen Rechtsverletzungen im 
VEB T. erschwert und die Einbeziehung der Werktäti­
gen in diesem Kampf mißachtet wurde. Der Beschluß 
des Bezirksgerichts geht am Problem vorbei, weil er 
sich in erster Linie mit der Übergabe an die Konflikt­
kommission auseinandersetzt, ohne das Hauptproblem 
zu berühren, wie mit Hilfe des sozialistischen Rechts 
im Betrieb der Kampf gegen Schlendrian und Dieb­
stahl zu führen ist.
Sicherlich kann man von den Richtern eines Senats 
nicht verlangen, daß sie bei jeder Beschwerde an Ort 
und Stelle die Situation erforschen. Im konkreten Fall 
wäre es aber richtig gewesen, wenn ein Richter des 
Senats den VEB T., der nur 10 Minuten vom Bezirks­
gericht entfernt liegt, auf gesucht hätte; vielleicht hätte 
auch schon ein Telefonanruf oder ein Gespräch mit dem 
Werkleiter oder dem Konfliktkommissions-Vorsitzenden 
genügt, um die im Betrieb bestehenden Probleme zu 
erkennen. Dann wäre es nicht zu der unbefriedigen­
den Entscheidung des Senats gekommen.

Zur Unabhängigkeit der Richter
In diesem Zusammenhang muß noch auf das Prinzip 
der richterlichen Unabhängigkeit eingegangen werden, 
weil es in der Ablehnung der Beschwerde durch das 
Bezirksgericht eine Rolle spielt.
Richtig wurde vom Senat hervorgehoben, daß der 
Richter bei seiner Entscheidung nicht vorher den 
Staatsanwalt konsultieren müsse. Im konkreten Fall 
kann aber die Bemerkung in der Beschwerde nicht so 
auf gef aßt werden, als ob sie die richterliche Unabhän­
gigkeit verletze.
Mit Recht wies T o e p l i t z 2  darauf hin, daß es mit 
der richterlichen Unabhängigkeit durchaus nicht im 
Widerspruch steht, wenn ein Richter vor der Entschei­
dung prinzipielle Rechtsfragen im Richterkollektiv zur 
Diskussion stellt. Denn solche Gespräche vermitteln 
dem Richter neue Argumente, vertiefen und bereichern 
sein Wissen um die Problematik der Sache, gleichgültig, 
ob er von den an ihn herangetragenen Argumenten 
überzeugt wird oder nicht. Wenn auch weder eine ein­
zelne Ansicht noch die Meinung des Kollektivs die Ver­
antwortung des Richters für die von ihm zu treffende 
Entscheidung mindert, so erweitert der Meinungsaus­
tausch doch das Blickfeld des Richters und verhilft ihm 
zu größerer Klarheit als Voraussetzung für seine freie 
Entscheidung.
Warum sollte der Richter nicht auch mit dem Staats­
anwalt vor der Entscheidung über die Anberaumung 
einer Verhandlung im Betrieb einen Meinungsaustausch 
führen? Denn schließlich sind dem Staatsanwalt durch 
die Ermittlungshandlungen die betrieblichen Zusam­
menhänge besser bekannt als dem Richter. Das schließt 
nicht aus, daß der Staatsanwalt verpflichtet ist, bereits 
in der Anklage alle notwendigen Momente für die 
Durchführung einer Verhandlung im Betrieb konkret 
und exakt schriftlich darzulegen.
Sicherlich kann man sich an dem Wort „Konsultation“ 
in der Beschwerde stören. Der Inhalt ergibt aber, daß
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